
Suchergebnisse: Aufruf

März 1096 – Die ersten Kreuzfahrer-Kontingente machen sich auf den Weg

Frankreich * Von einer Woge populärer Begeisterung getragen, machen sich - gegen dem

Wunsch des Papstes - die ersten Kreuzfahrer-Kontingente&nbsp;auf den Weg. Die meisten

dieser Kreuzzugs-Pilger entstammen dem einfachen Sozialmilieu des Bauernstandes und der

Städte. Viele von ihnen verkaufen ihre geringe Habe, um die Reise nicht völlig ohne Barschaft

antreten zu müssen. Wegen des dadurch entstandenen Überangebots fallen die Preise

dramatisch, sodass sich der Verkauf oft kaum mehr lohnt. Andere lassen einfach alles liegen und

stehen und schließen sich einem Pilgerzug&nbsp;in den Nahen Osten&nbsp;an.    In den

nächsten sechs Jahren folgen etwa 130.000 Frauen und Männer ihrem Beispiel. Aus dem Stand

des Adels und der Ritter kommen kaum zehn Prozent der Kreuzfahrer. Allerdings übernimmt

diese Gruppierung die Führerschaft und - neben den sie begleitenden Priestern - die

Verantwortung für die nachfolgend beschriebenen Judenpogrome. Nach den Beweggründen für

die Teilnahme an den Kreuzzügen&nbsp;zu suchen ist müßig. Sie sind nicht rational sondern

ideologisch begründet. Die meisten, die den Aufrufen der Päpste folgen, bereuen später ihr - in

einer durch Predigt und Propaganda&nbsp;bewusst ausgelösten Atmosphäre religiöser Hysterie -

abgelegtes Gelübde.    Die meisten dieser am sogenannten „Vor-Kreuzzug“ beteiligten

Pilger&nbsp;kommen nicht weiter als bis zum Balkan. Besteht für die Kirche die Rechtfertigung

für den „ersten Kreuzzug“ in der Besetzung Jerusalems&nbsp;durch die Muslime,&nbsp;so

entfesselt die Kreuzzugsbewegung&nbsp;aber auch gewalttätige Emotionen in eine andere

Richtung.    Viele der christlichen Kreuzfahrer&nbsp;nehmen, bevor sie sich überhaupt ins

„Heilige Land“ aufmachen, erst einmal Rache an den Juden, die - nach ihrer Auffassung - für die

„Kreuzigung des Heilands“ verantwortlich sind. Die aus einfachsten Verhältnissen stammenden

Kriegsteilnehmer haben bis dahin ein sehr bescheidenes Dasein gefristet und setzen nun als

„Wagemutige“ ihre Existenz aufs Spiel. Und dass etliche Juden&nbsp;durch ihre Geschäfte reich

geworden sind, steht im krassen Gegensatz zur kirchlichen Doktrin, wonach die Juden&nbsp;als

Strafe und Zeugnis für den ihnen zur Last gelegten „Gottesmord“ sichtbar in „Knechtschaft unter

den Christen“ leben sollen - und nicht umgekehrt.    Da die Kreuzfahrer&nbsp;ihr gegen die

Muslime&nbsp;gerichtetes Feindbild&nbsp;und die damit verbundenen Aggressionen problemlos

auch gegen die Juden&nbsp;anwenden können, entsteht eines der dunkelsten Kapitel in der eh

schon so grausamen Kreuzzugs-Geschichte.

31. März 1683 – Ein breites Devensivbündnis gegen die Osmanen
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Rom - Wien - Warschau * Der päpstlichen Diplomatie gelingt es Ende März 1683, Kaiser Leopold

I. und den polnischen König Johann III. Sobieski zum Abschluss eines Defensivbündnisses

gegen die Osmanen zu bringen. Auch Markgraf Ludwig Wilhelm von Baden und Kurfürst Johann

Georg III. von Sachsen erklären sich zum Beistand des Kaisers bereit.&nbsp;    Papst Innozenz

XI. unterstützt die christlichen Herrscher in ihrem Kampf gegen die vorrückenden Türken mit 1,5

Millionen Gulden - und seinem Segen. Er selbst sieht sich als „Streiter für die Reinhaltung des

katholischen Glaubens“.&nbsp;Schon deshalb bemüht er sich während seines ganzen

Pontifikates, die Fürsten zu einer „Heiligen Liga“ zum „Kampf und zur Abwehr der Osmanen“ zu

gewinnen.&nbsp;Das Oberhaupt der katholischen Kirche bittet mit einem päpstlichen Aufruf die

Gottesmutter unter der Parole „Maria hilf!“ um ihre Unterstützung.&nbsp;

19. Dezember 1705 – Die Chur-Bairische Landts-Defension Oberlandt erlässt das Tölzer Patent

Tölz * Die „Chur-Bairische Landts-Defension Oberlandt“ erlässt das Tölzer Patent. Es beinhaltet

den Aufruf zur Versammlung der Mannschaften für den 22. Dezember 1705 in Hohenschäfftlarn,

18 Kilometer südlich von München.

24. Dezember 1705 – Die Masse der Oberländer trifft in Solln ein

Solln * Gegen 20 Uhr trifft die Masse der Oberländer in Solln ein. Zur gleichen Zeit nimmt

die Schützenvorhut ein etwa 80 Mann starkes kaiserliches Reiterdetachement unter

Beschuss. Die Kaiserlichen, die von Oberst de Wendt zur Aufklärung in Richtung Schäfftlarn

geschickt worden waren, werden zwar verjagt, können aber trotzdem ausreichend Informationen

sammeln.    Der Starnberger Pfleger Johann Joseph Öttlinger verlässt nach der Schießerei in

Solln die Aufständischen, begibt sich nach München und informiert den Kaiserlichen

Administrator Maximilian Carl Graf von Löwenstein-Wertheim-Rochefort über die Unternehmung. 

   Oberst Johann Baptist de Wendt leitet Sicherheitsmaßnahmen ein.  Er ersucht das Korps

Kriechbaum zum Rückmarsch nach München und macht in Aufrufen bekannt, dass „jede

Unterstützung der Aufständischen durch die Einwohner Münchens mit dem Tode bestraft“ werden

würde. 

10. Oktober 1805 – Der Kurfürst rechtfertigt den Bündniswechsel

Würzburg * Kurfürst Max IV. Joseph gibt einen Aufruf „an sein Volk“ heraus, in dem er sich für

sein Bündnis mit Napoleon rechtfertigt. Um den politisch umwälzenden Schritt ins französische
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Lager darzustellen, muss er eine überzeugende Begründung liefern. Also wird Österreich zum

„Erbfeind“ erklärt, der Baierns Unabhängigkeit bedrohte und dessen Truppen plündernd durchs

Land zogen, während „Frankreich […] zu allen Zeiten Baierns Unabhängigkeit schützte“.    Das

Bündnis scheint damit als die einzige und alternativlose Konsequenz, um Baiern zu retten: „Der

Kaiser der Franzosen, Baierns natürlicher Bundesgenosse, eilte mit seinen tapferen Kriegern

herbei, um euch zu rächen, […], und bald, bald naht der Tag der Rettung.“ Der Aufruf endete

siegesgewiss mit den Worten: „Unsere gute Sache steht unter dem Schutze eines gerechten

Gottes und […] unter der eigenen Anführung eines unüberwindlichen Helden.“ 

27. Juni 1809 – Joseph von Utzschneider verspricht zu viel

Tirol * Der Generalsalinenadministrator Joseph von Utzschneider kommt nach Tirol, um mit den

Aufständischen zu verhandeln. In einem Aufruf an die Tiroler verspricht er       eine Verringerung

der Abgaben,   eine allgemeine Amnestie und   die Belassung der Klöster.      Das geht aber der

baierischen Regierung zu weit, weshalb Utzschneider wieder abberufen wird.

8. November 1809 – Andreas Hofer ändert ständig seine Meinung

Tirol * Jakob Sieberer und Josef Daney halten Andreas Hofer die „Ströme zwecklos jetzt noch zu

vergießenden Menschenbluts, Städte und Dörfer in Asche“ vor und dass er das Land in Not und

Elend, tausende Familien an den Bettelstab und seine treuen Anhänger an den Galgen bringen

würde.    Wieder ändert Andreas Hofer seine Meinung, denn „unser lieber Herrgott und die Mutter

Gottes werd'n wohl all's recht mach'n“. Daney und Sieberer verfassen einen Aufruf, der zur

Niederlegung der Waffen aufruft. Andreas Hofer unterzeichnet das Schreiben, das daraufhin in

Abschrift im ganzen Land verteilt wird.    An der Mühlbacher Klause überfallen Südtiroler

Aufständische auf Hofers Aufruf vom 5. November hin französische Truppen. 500 Soldaten

kommen dabei ums Leben.

10. November 1809 – Tiroler Rebellen überfallen bei Imst baierische Truppen

Imst * Tiroler Rebellen überfallen bei Imst baierische Truppen. Sie kennen nur Hofers

Kampfaufruf vom 5. November, nicht aber den Friedensaufruf vom 8. November.
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11. November 1809 – Andreas Hofer bricht sein gegebenes Wort

Tirol * Andreas Hofer hat sich inzwischen in das Sandwirtshaus in Sankt Leonhard

zurückgezogen. Wieder ändert er seine Meinung und bricht sein gegebenes Wort, indem er einen

weiteren Kampfaufruf unterschreibt. „Wenn Wir nachgeben ist Glaube, Religion, Volk und alles

hin. Wer widerstrebt, ist ein Feind Gottes und des Vaterlands.“

18. April 1832 – Einladung zur Verfassungsfeier

Hambach * In verschiedenen rheinbayerischen Zeitungen wird ein Aufruf veröffentlicht, der zu

einer „Feier des Jahresgedächtnisses der Verkündigung der Verfassungsurkunde am 26. Mai

1818“ für den 26. Mai 1832 auf die als Ausflugsort genutzte Hambacher Schlossruine einlädt.

27. Mai 1832 – Kritische Töne auf dem Hambacher Fest gegen die Regierung

Hambach * Auf dem Hambacher Fest demonstrieren rund 30.000 Menschen aus Süddeutschland

in den Farben Schwarz-Rot-Gold für die Einheit Deutschlands, für eine föderative deutsche

Republik und für eine Allianz der demokratischen Bewegungen Europas. Offenbar sind viele

Frauen dem Aufruf gefolgt, der sich ja auch ausdrücklich an die „deutschen Frauen und

Jungfrauen“ gewendet hat, „deren politische Missachtung in der europäischen Ordnung ein

Fehler [...] ist“.    Die Festteilnehmer tragen Fahnen mit politischen Aufschriften mit, die auf die

Themen der Veranstaltung aufmerksam machen. In mehr als zwanzig Reden beschreibt man die

augenblickliche politische Lage und beschreibt - in einer heute ungewohnt pathetischen Sprache

- die künftige Gestaltung Deutschlands.       Die Forderung nach Einheit meint die staatliche

Einheit der deutschen Kulturnation, die auf der gemeinsamen Sprache und der gemeinsamen

historischen Vergangenheit beruht.   Die Forderung nach Freiheit meint die bürgerlichen Rechte

wie Meinungs-, Rede- und Pressefreiheit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Freizügigkeit

sowie Handels- und Gewerbefreiheit.   Die Forderung nach Gleichheit richtet sich gegen die

mittelalterliche „Ständeordnung“, die die Menschen in Adel, Klerus und den dritten Stand, welcher

über keinerlei politischen Rechte verfügt, einteilt. Gleichheit meint aber auch eine

Gleichberechtigung aller Staatsbürger vor dem Gesetz ohne Bindung an den Geburtsstand.  

Gegen dieses absolutistische System setzen die Hambacher die Volkssouveränität als den

obersten Wert der Staatsverfassung. Die Macht im Staate soll vom Volk ausgehen, gesetzlich

festgelegt und kontrollierbar sein, damit Willkürakte verhindert werden und der Einzelne mit Hilfe

der Gesetze in seinen Eigentums- und Freiheitsrechten geschützt ist.   Anstelle der dem Fürsten

verantwortlichen Heere fordern die Hambacher eine allgemeine Bürgerbewaffnung.   Die Frau
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wird als gleichberechtigte Partnerin des Mannes gesehen. Sie ist „nicht mehr die dienstpflichtige

Magd des herrschenden Mannes, sondern die freie Genossin des freien Bürgers“, deren Aufgabe

es ist, frühzeitig ein politisches Verantwortungsbewusstsein in den Kindern zu wecken.     

Überhaupt sehen die in Hambach Versammelten in der politischen Bildungsarbeit ein

bedeutendes Mittel zur Durchsetzung ihrer Interessen. Das soll in einem öffentlichen

Meinungsbildungsprozess in der Presse und auf Volksversammlungen gefördert werden, damit

sich die Ziele der Einheit, der Freiheit, der Gleichheit und der Volkssouveränität in der

Bevölkerung festsetzen und so allmählich gewaltlos verwirklicht werden können. 

2. Mai 1849 – Wahl eines provisorischen Landesverteidigungs-Ausschusses

Kaiserslautern * Die Vertreter der demokratischen Vereine in der Pfalz wählen in Kaiserslautern

einen provisorischen Landesverteidigungsausschuss, der von der bayerischen Regierung die

Anerkennung der Reichsverfassung fordert und zur Volksbewaffnung aufruft. 

24. Juni 1874 – Ein Bierstreik als organisierter Verbraucherboykott

München * Auf der Titelseite seiner Ausgabe vom Mittwoch, dem 24. Juni 1874, ruft der

„Zeitgeist“ unter der Überschrift „An die Arbeiter Münchens!“ dazu auf, den Boykott bis zu einem

vollständigen Erfolg fortzusetzen: „Der am Morgen des 20. Juni von wenigstens 20–25.000

Männern begonnene Bierstreik hat bis heute bereits namhafte Erfolge zuwege gebracht. Eine

erhebliche Anzahl von Wirten, bei denen die Arbeiter zahlreich zu verkehren pflegen, haben den

Bierpreis, so wie gefordert, herabgesetzt. Dieser teilweise Sieg war ein über Erwarten rascher.“  

Die Zeitung warnt davor, in der Entschlossenheit nachzulassen. Der Aufruf endet mit der

eindeutigen Parole: „Kein Arbeiter darf auch fernerhin irgendwo ein Glas Bier trinken, wo der Liter

mehr als acht Kreuzer kostet!“   Der sogenannte Bierstreik erweist sich damit als organisierter

Verbraucherboykott. Statt die Arbeit niederzulegen oder gewaltsam gegen Brauereien

vorzugehen, setzen die Münchner Arbeiter Wirte und Brauer durch gemeinsamen

Konsumverzicht wirtschaftlich unter Druck.

Oktober 1890 – Friedrich von Bodelschwingh und die Brockensammlung

Bielefeld-Bethel * Friedrich von Bodelschwingh verfasst den Aufruf: „Sammelt die übrigen

Brocken, auf dass nichts umkomme.“ Dieser Satz wird später zum Leitspruch der

Brockensammlung. Mit dieser neuartigen Form einer Sozialeinrichtung verfolgt Bodelschwingh
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ein doppeltes Ziel:        Zum einen sollen durch das Einsammeln und Wiederaufbereiten

beschädigter oder nicht mehr benötigter Haushaltsgegenstände arbeitslose und

erwerbsbeschränkte Menschen sinnvoll beschäftigt werden.    Zum anderen sollen hilfsbedürftige

Personen Zugang zu günstigen Gebrauchsgegenständen erhalten.

1891 – Der Erfolg der Brockensammlung

Bielefeld-Bethel * Die Resonanz auf den Aufruf von Friedrich von Bodelschwingh zur Gründung

einer Brockensammlung ist so groß, dass der zunächst vorgesehene Lagerschuppen schon bald

nicht mehr ausreicht. Ein eigenes Gebäude wird errichtet, in dem die abgegebenen Spenden

repariert und weiterverkauft werden.     Die Idee findet schnell Anklang - schon wenig später

entstehen Brockenhäuser in allen größeren Städten Deutschlands. 

1. August 1914 – Aufruf an die deutschen Juden!

Berlin * Der Verband der Deutschen Juden und der Zentralverein deutscher Staatsbürger

jüdischen Glaubens erlassen einen „Aufruf an die deutschen Juden!“ Darin fordern sie ihre

Glaubensgenossen auf, ihre Kräfte „über das Maß der Pflicht hinaus“ dem „Vaterlande zu

widmen“.      Und weiter heißt es: „Eilet freiwillig zu den Fahnen!  Ihr alle - Männer und Frauen -

stellet Euch durch persönliche Hilfeleistung jeder Art und durch Hergabe von Geld und Gut in den

Dienst des Vaterlandes!“ 

4. August 1914 – Königin Marie Therese erlässt einen „landesmütterlichen“ Aufruf

München * Gleichzeitig richtet die Königin Marie Therese einen „landesmütterlichen“ Aufruf an

die Frauen und Jungfrauen Bayerns!, damit auch diese ihren solidarischen Beitrag leisten:   

„Euch aber, denen es nicht vergönnt ist, mit Blut und Leben für des Vaterlandes Ehre einzutreten,

bitte ich innigst, nach Kräften mitzuwirken zur Linderung der Not jener Braven, welche das

feindliche Geschoss oder die Beschwerden des Krieges verwunden oder sich zu Boden werfen.

So stellt euch denn, die ihr wohl alle liebe Angehörige bei der Armee wisst, in den Dienst des

Roten Kreuzes, gleich Meinen Töchtern Hildegard, Helmtrud und Gundelinde.    Draußen fließt

Blut, herinnen fließen Tränen, am bittersten da, wo zur Sorge der Seele die Not des Leidens

kommt.Auch hier muss und wird geholfen werden. Das Notwendige bereiten wir eben vor [...].   

Soldaten, die ihr ins Feld zieht, Ich, die Königin, sage euch, euere tapferen Frauen und eure

lieben Kinder sollen nicht Not leiden; schaut voraus gegen den Feind, euren Lieben gehört nun
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unsere Sorge.“ 

2. März 1917 – Presseaufruf: Keine „Jammerbriefe“ an die Front

Deutsches Reich * Um die deutschen Soldaten nicht zu demoralisieren, werden in der Presse

Aufrufe veröffentlicht, keine „Jammerbriefe“ an die Front zu senden. 

20. April 1917 – Christliche Gewerkschaften gegen Streik

Berlin * In einem Aufruf wendet sich der Vorstand der christlichen Gewerkschaften&nbsp;gegen

jede Arbeitsniederlegung.&nbsp;

10. Januar 1918 – USPD-Kritik an den Annexionsplänen

Berlin * Die USPD-Reichstagsfraktion kritisiert in einem Aufruf die Annexionspläne des deutschen

Imperialismus im Osten scharf. 

21. Januar 1918 – Aufruf zum Brennnesseln sammeln

München * Mit Plakaten wird aufgefordert, Brennnesseln zu sammeln. Die Pflanze, so heißt es,

kommt der Baumwolle am nächsten, deren Zufuhr aufgrund der Kriegserklärung Amerikas

abgeschnitten ist. „Wir Deutschen müssen unseren Stolz dareinsetzen, genügend

Nesselfasermengen herbeizuschaffen, denn, genau so wenig uns der Engländer auszuhungern

vermochte, darf uns der Amerikaner mit Gespinstfasern kaltstellen.“ 

26. Januar 1918 – Spendenaufruf für Soldatenheime an der Front

Berlin * Die SPD-Parteizeitung Vorwärts veröffentlicht eine Anzeige: „An Kaisers Geburtstag

spendet für die Deutschen Soldatenheime an der Front.“ 

28. Januar 1918 – Gemeinsamer Streikaufruf der MSPD und der USPD in Nürnberg
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Nürnberg * In der Nacht vom 28. zum 29. Januar 1918 beschließt die Ortsgruppe der Nürnberger

Mehrheitssozialdemokraten, sich dem Streikaufruf der USPD anzuschließen. Der fränkische

Streikaufruf ist auch als Seitenhieb auf den Opportunismus der Münchner Sozialdemokraten

gedacht.    In Nürnberg beteiligen sich weit über 40.000 Arbeiterinnen und Arbeiter an den

Streikaktionen und Demonstrationen. 

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

28. Juli 1918 – König Ludwig III.: „Volle Zuversicht erfüllt mich beim Blick in die Zukunft“

München * König Ludwig III. verkündet in einem Aufruf: „Kein Deutscher denkt an einen

schimpflichen Frieden. […] Volle Zuversicht erfüllt mich beim Blick in die Zukunft“. 

10. September 1918 – Das Ordinariat erlässt einen Aufruf zum Kauf der 9. Kriegsanleihe

München * Das Ordinariat des Erzbistums München und Freising erlässt im Amtsblatt einen

Aufruf in dem es den Seelsorgeklerus zur kräftigen Werbetätigkeit für die 9.

Kriegsanleihe auffordert. Sie selbst sollen aus Pfründen- und Stiftungsmitteln zeichnen.
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19. Oktober 1918 – Die Juden als Blitzableiter für alles Unrecht benutzen

Berlin * Der Vorsitzende des Alldeutschen Verbands - ADV, Heinrich Claß, äußert sich auf der

Sitzung der Führungsspitze: „Die Bundesfürsten haben sich ebenso behandeln lassen [wie der

Kaiser]. Sollen wir die Monarchie noch verteidigen, nachdem sie sich selbst überall aufgegeben?“

   In der selben Sitzung verabschiedet der Vorstand einen Aufruf, in dem sich der Verband

erstmals öffentlich zum Antisemitismus bekennt.       Es gelte „die Juden als Blitzableiter für alles

Unrecht zu benutzen, Furcht und Schrecken […] in der Judenschaft [zu verbreiten]. […]     Ich

werde […] vor keinem Mittel zurückschrecken und mich in dieser Hinsicht an den Ausspruch

Heinrich von Kleist’s, der auf die Franzosen gemünzt war, halten: Schlagt sie tot, das Weltgericht

fragt Euch nach Gründen nicht!“ 

4. November 1918 – Die USPD will die Herbeiführung des sofortigen Friedens

Berlin * Die deutsche USPD fordert in einem Aufruf „An das deutsche Volk“ die „Herbeiführung

des sofortigen Friedens“. Die Arbeiterschaft und das ganze werktätige Volk soll sich zum

Eingreifen bereit halten.

6. November 1918 – Ein Aufruf zur Friedenskundgebung am 7. November 1918

München * Die sozialdemokratische Münchener Post veröffentlicht auf der Titelseite im Auftrag

der Leitung der sozialdemokratischen Partei Münchens einen Aufruf „An die Bevölkerung

Münchens!“. Darin heißt es:       „Die sozialdemokratische Partei ruft die Bevölkerung Münchens

mit Ausnahme der beim Transport und Verkehr beschäftigten Personen auf, am

Donnerstagnachmittags 3 Uhr auf der Theresienwiese zu erscheinen.    Es gilt, im Geiste der

Freiheit und Verantwortung Stellung zu nehmen zu den großen Tagesfragen, die in der letzten

Vertrauensmännerversammlung der gesamten Münchener Arbeiterschaft erörtert worden sind.   

Die Vertrauensleute der Partei und Gewerkschaften werden aufgefordert, dabei mitzuwirken, daß

die Demonstration einen der organisierten Arbeiterschaft würdigen Verlauf nimmt“. 

6. November 1918 – Der bayerische Innenminister von Brettreich beruhigt die Bevölkerung

München * Der bayerische Innenminister von Brettreich beruhigt die Bevölkerung, „dass sie

gegen jegliche Willkür und Gewalttätigkeit den ausreichenden Schutz finden wird, den das ganze

Volk von seiner Regierung erwartet“. Der Aufruf wird allerdings erst am 8. November veröffentlicht
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werden. 

6. November 1918 – Das Militär ist von der neuen Regierung völlig unbeeindruckt

Berlin * Da sich das Militär völlig unbeeindruckt von der neuen Regierung zeigt und die deutschen

Wehrbehörden auch weiterhin junge Männer zum Wehrdienst einziehen, als sei nichts

geschehen, protestieren die Unabhängigen Sozialdemokraten gegen die Fortsetzung des Krieges

und rufen die Arbeiterschaft auf, sich bereitzuhalten.    Denn „die Geschicke des deutschen

Volkes werden durch dunkle Mächte gelenkt, die bereit sind, das Verderben des Volkes zu

vollenden“. Sie zählen zu den „Mächten der Finsternis“ offenbar auch die „Regierungssozialisten“

mit ihren Aufrufen, die Ruhe zu bewahren: „Jede selbstständige freie Betätigung der Massen soll

unterdrückt werden.“ 

7. November 1918 – Die Waffenstillstandsverhandlungen haben begonnen

München * Bayerns Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich gibt in einem Aufruf bekannt: „Die

Waffenstillstandsverhandlungen sind im Gang, sie werden baldigst zum Abschluss

kommen.“ Und dann: „Jetzt gilt es erst recht, Ruhe und Ordnung zu wahren. Innere Unruhen

anstiften, hieße den Krieg noch mal beginnen.“ Eine Variation des alten und sattsam bekannten

Spruchs: „Ruhe ist die erste Bürgerpflicht!“    Dahinter verbirgt sich sicherlich auch die Angst vor

eventuellen Ausschreitungen und Unruhen, denn für den Nachmittag des selben Tages haben die

Mehrheitssozialdemokraten und die Unabhängigen zu einer gemeinsamen Versammlung auf der

Theresienwiese eingeladen. 

8. November 1918 – Ein MSPD-Aufruf an die organisierte Arbeiterschaft Münchens

München * Die Münchener Post spricht in einem Aufruf an die organisierte Arbeiterschaft

Münchens die MSPD von der Schuld am Umsturz frei, bittet und wirbt aber gleichzeitig um „treue

Mitarbeit“, vor allem damit die Ernährung der Schwachen gesichert und so gezeigt wird, „dass die

herauf kommende neue Zeit die wahre Wohlfahrt und den Frieden der Menschheit bedeutet. An

die Arbeit, Genossen! An den Aufbau!“ 

8. November 1918 – Ein Aufruf an die ländliche Bevölkerung Bayerns
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München - Freistaat Bayern * In den Münchner Neuesten Nachrichten veröffentlichen

Ministerpräsident Kurt Eisner und der Bauernführer Ludwig Gandorfer einen Aufruf An die

ländliche Bevölkerung Bayerns, in dem sie die Notwendigkeit der Revolution darstellen und die

Friedensbemühungen der Regierung Eisner schildern.  „Der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenrat

betrachtet es als die erste und größte Aufgabe, dem Volke den heiß ersehnten Frieden zu

bringen und ist zum Zwecke der Einleitung von Friedensverhandlungen mit den Ententemächten

in Verbindung getreten.“  Zugleich verspricht man den militärischen Schutz der Grenzen Bayerns

und eine geordnete Demobilisierung, „damit Zustände wie in Österreich und Tirol, wo

heimkehrende Soldaten plündern und Kulturwerke zerstören, unmöglich werden!“ Daneben

werden sie zu reger Lebensmittelablieferung für die Städte aufgefordert. 

8. November 1918 – Auf die schaffende Mithilfe der gesamten Bevölkerung rechnend

München - Freistaat Bayern * In dem von Kurt Eisner verfassten „Aufruf an die Bevölkerung

Münchens“ heißt es:    Wir rechnen auf die schaffende Mithilfe der gesamten Bevölkerung.  Jeder

Arbeiter an der neuen Freiheit ist willkommen!  Alle Beamten bleiben in ihren Stellungen. 

Grundlegende soziale und politische Reformen werden unverzüglich ins Werk gesetzt. 

8. November 1918 – Eine verspätete aber richtige Nachricht

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Staatszeitung bringt auf der ersten Seite noch des

Aufruf des inzwischen abgesetzten Innenministers Dr. Friedrich Ritter von von Brettreich vom 6.

November. Darin heißt es: „[…] Die Bevölkerung darf überzeugt sein, dass sie gegen jegliche

Willkür und Gewalttätigkeit den ausreichenden Schutz finden wird, den das ganze Volk von seiner

Regierung erwartet.“ 

8. November 1918 – Erste Erfolge bei der Beamtenschaft

München - Freistaat Bayern * Die Gespräche und ersten Kontakte Kurt Eisners mit den Vertretern

der organisierten Beamtenschaft und die Aufforderung zur Mitarbeit zeigen Erfolge.  Der

Ausschuss der Vereinigten Verbände des bayerischen Verkehrspersonals richtete an das

gesamte Verkehrspersonal einen Aufruf, in dem es aufgefordert wird, „den für die gesamte

Volkswirtschaft, insbesondere für die Lebensmittelversorgung, wichtigen Verkehrsdienst nach wie

vor gewissenhaft auszuführen.“ 
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8. November 1918 – Erste Sitzung der Revolutionäre im Landtagsgebäude

München-Kreuzviertel * Kurz nach Mitternacht  hält der neu gebildete Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenrat im Sitzungssaal der Abgeordnetenkammer im Landtagsgebäude an der

Prannerstraße - unter der Leitung Kurt Eisners - seine erste Sitzung ab.  Kurt Eisner proklamiert

die demokratische und soziale Republik Bayern, den Freistaat Bayern. Die Monarchie ist damit

gestürzt, die Republik geboren. In seiner Rede bemerkt Eisner: „Die bayerische Revolution hat

gesiegt. Sie hat den alten Plunder der Wittelsbacher Könige hinweggefegt.“    „Bayern ist fortan

ein Freistaat“ lautet der dritte Satz eines Aufrufs, der am Morgen des 8. November 1918 auf der

ersten Seite der Münchener Neuesten Nachrichten veröffentlicht wird. Mit dem Begriff

Freistaat nimmt Kurt Eisner eine Definition auf, die schon 150 Jahre zuvor für Republik gebraucht

wurde.  Mit dieser Wortwahl will er aber nicht nur den Unterschied zur Monarchie, sondern auch

die Eigenständigkeit Bayerns innerhalb eines deutschen Staatenbundes, der „Vereinigten Staaten

von Deutschland“, herausstellen. „Der Rat der Arbeiter, Soldaten und Bauern“ hat diesen Aufruf

„An die Bevölkerung Münchens“ gerichtet.    Noch deutlicher ist ein knallrotes Plakat, das bereits

in den Straßen Münchens hängt. Ihm können die interessierten Bürger entnehmen: „Die Dynastie

Wittelsbach ist abgesetzt. Hoch die Republik!“ 

8. November 1918 – Die Revolution als Mittel zur Beendigung des Krieges

München * Die Stimmung in München und in Bayern ist sehr gut, da die Revolution vor allem als

ein Mittel zur Beendigung des Krieges begriffen wird und schon deshalb die Menschen in ihrer

Friedenssehnsucht begeistert. Obwohl die meisten Münchner die Revolution verschlafen haben,

hat sich die Bevölkerung sehr schnell den neuen Gegebenheiten angepasst.      Ob bei den

Hoflieferanten, der Post oder der Bayerischen Staatszeitung wird der Zusatz Kgl. umgehend

gestrichen oder überklebt.    Von den Türmen der Frauenkirche weht die rote Fahne.    Der

Arbeiter- und Soldatenrat hat die maximale Fahrgeschwindigkeit der Straßenbahn von 25 km/h

auf 12 km/h festgesetzt.    Der gesamte Telephon- und Telegraphenverkehr in andere Städte ist

gesperrt.  Der Arbeiter- und Soldatenrat übernimmt den Schutz der städtischen Anstalten und

Betriebe und besetzt die Residenzwache.      Kurt Eisner verfasst in der Zwischenzeit Aufrufe an

die Bevölkerung: „An die Bevölkerung Münchens“, „An die ländliche Bevölkerung Bayerns“, „An

die Arbeiter Münchens“ und „An die Soldaten“. 

9. November 1918 – „In wenigen Tagen wird alles seinen geregelten Gang gehen“

München-Kreuzviertel * In einer Verlautbarung erachtet es Ministerpräsident Kurt Eisner für
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notwendig, die Ungültigkeit möglicher Machtansprüche konkurrierender Gewalten zu betonen.

Gleichzeitig ruft er zu geregelter Arbeit auf und ermahnt insbesondere die Soldaten, sich bei

Unzufriedenheit an das zuständige Ministerium und damit an die institutionellen und

administrativen Stellen zu wenden.  Der Aufruf schließt mit den optimistischen Worten: „In

wenigen Tagen wird alles seinen geregelten Gang gehen.“ 

11. November 1918 – Kurt Eisner startet eine unabhängige bayerische Außenpolitik

München - Bern * Nach der Bekanntgabe der harten Waffenstillstandsbedingungen startet

Ministerpräsident Kurt Eisner in der Nacht zum 11. November eine eigenständige, vom Reich

völlig unabhängige bayerische Außenpolitik. Über den Schweizer Bundesrat in Bern schickt er

einen Appell der neuen bayerischen Regierung an die Regierungen der Siegermächte. Er ist

zugleich ein Aufruf an die Proletarier aller Länder:  „Das bayerische Volk hat zuerst in

Deutschland unter Führung von Männern, die seit Beginn des Krieges den leidenschaftlichsten

Kampf gegen die frevelhafte Politik der deutschen Regierungen und Fürsten geführt haben, in

einer stürmischen und vom endgültigen Erfolg gekrönten Erhebung alles und alles beseitigt, was

schuldig und mitschuldig an dem Weltkrieg war. […]   In diesem Augenblicke stürzt auf die junge

Republik Bayern die Veröffentlichung der Waffenstillstandsbedingungen der alliierten Mächte

herein. Alle Hoffnungen, die wir durch den Erfolg der Revolution hegen durften, sind damit

zerstört. Die neue Republik wird, wenn diese entsetzlichen Bedingungen unabänderlich sein

sollten, in kurzer Zeit Wüste und Chaos sein. […]   Jetzt ist die Stunde gekommen, wo durch

einen Akt weitausblickender Großmut die Versöhnung der Völker herbeigeführt werden kann.

Vergesst in der Schöpfung der neuen Welt den Hass, der in der alten erzeugt worden ist.“ 

12. November 1918 – Das aktive und passive Wahlrecht für Frauen wird eingeführt

Berlin - Deutsches Reich * Der aus Mitgliedern der SPD und der USPD bestehende Rat der

Volksbeauftragten in Berlin verkündet in einem Aufruf an das Deutsche Volk mit Gesetzeskraft

unter anderem die Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland.        Alle Wahlen zu

öffentlichen Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen

Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahlsystems für alle mindestens 20 Jahre alten

männlichen und weiblichen Personen zu vollziehen.   Der Belagerungszustand wird aufgehoben.  

Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für Beamte und

Staatsarbeiter.   Eine Zensur findet nicht statt, die Theaterzensur wird aufgehoben.  

Meinungsäußerung in Wort und Schrift ist frei.   Die Freiheit der Religionsausübung wird

gewährleistet. Niemand darf zu einer religiösen Handlung gezwungen werden.   Für alle
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politischen Straftaten wird Amnestie gewährt. Die wegen solcher Straftaten anhängigen

Verfahren werden niedergeschlagen.   Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst wird

aufgehoben, mit Ausnahme der sich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden

Bestimmungen.   Die Gesindeordnungen werden außer Kraft gesetzt, ebenso die

Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter.   Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen

Arbeitsschutzbestimmungen werden wieder in Kraft gesetzt. 

12. November 1918 – Keine Sozialisierung, dafür eine umfassende Eigentumsgarantie

Berlin * Der Aufruf der Volksbeauftragten an das Deutsche Volk spricht von der Verwirklichung

des sozialistischen Programms, klammert aber die Frage der Sozialisierung vollkommen aus und

gibt zugleich eine umfassende Eigentumsgarantie ab. 

13. November 1918 – Verfahrensweise für alle Veröffentlichungen

München * Nach einem Aufruf des Münchner Soldatenrats betont die Regierung, „dass  alle

Veröffentlichungen, die von den frei gewählten Körperschaften [ausgehen], einstweilen vom

Ministerpräsidenten oder einem der Fachminister unterzeichnet sein“ müssen. Ohne diese

Zeichnung sind sie unzulässig und werden unterdrückt. Die Regierung will von den Räten

unabhängig sein und lässt eine Konkurrenz der Räte bei der Ausübung der Staatsgewalt nicht

zu. 

13. November 1918 – Planungen für eine Rote Garde eingestellt

Berlin * Nach einer heftigen Auseinandersetzung zwischen dem Rat der Volksbeauftragten und

dem Vollzugsrat wird dessen Aufruf zur Bildung einer Roten Garde vom Vortag vorläufig

eingestellt. Aus Sicht der Volksbeauftragten hat der Vollzugsrat seine Kompetenzen weit

überschritten. 

13. November 1918 – Ein Rat geistiger Arbeiter wird gegründet

München * Unter dem Vorsitz des Nationalökonomen Lujo Brentanowird ein Rat geistiger Arbeiter

gegründet. Diesem gehören Künstler, Lehrer, Wissenschaftler, Ärzte und Juristen an.    In einem

am nächsten Tag veröffentlichten Aufruf heißt es: „Der Volksstaat kann der Mitwirkung der
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geistigen Arbeiter nicht entbehren. Ihr Zusammenschluß ist daher dringend notwendig. Um ihn

herbeizuführen, hat sich heute ein Rat geistiger Arbeiter gebildet. Unser Ziel ist: zum Wohle des

ganzen Volkes den Einfluß der geistigen Arbeit geltend zu machen und in diesem Rahmen deren

Daseinsbedingung zu sichern.“ 

15. November 1918 – Kurt Eisners Regierungsprogramm

München * Die von der Regierung des Volksstaates Bayern veröffentlichte Kundgebung trägt

unverkennbar die schwärmerisch-idealistische Handschrift von Kurt Eisner.  Der Aufruf „An das

bayerische Volk“ mit seinen konkreten Hinweisen wird von den Zeitgenossen „wegen der

realistischen Zustandsbeschreibung und der Ausgewogenheit der darin angekündigten

Maßnahmen“ als offizielles Regierungsprogramm verstanden und findet selbst bei der

bürgerlichen Presse positive Aufnahme.  Darin wird einerseits    die volle Freiheit der

Religionsgesellschaften und die Ausübung ihres Kultus gewährleistet.  Andererseits fordert Eisner

die gleiche Freiheit für die Schule wie für die Kirche.  Ein neues Volksschulgesetz mit

fachmännischer Schulaufsicht wird darin angekündigt.  Das bedeutet die Beseitigung der

geistlichen Schulaufsicht und damit die Ausschaltung des bisherigen starken kirchlichen

Einflusses auf das Schulwesen.    Neu stellen sich auch die Fragen    der staatlichen

Alimentierung,  der steuerlichen Behandlung und  dem öffentlich-rechtlichen Charakter der

Kirche sowie  der Besetzung der Bischofsstühle und der Pfarreien. 

18. November 1918 – Aufruf zum Inneren Widerstand gegen die neue Staatsform

München-Kreuzviertel * Michael von Faulhaber schreibt an den bayerischen Episkopat, womit die

Gesamtheit der bayerischen Bischöfe gemeint ist, die Anregung für einen gemeinsamen

Hirtenbrief.    In dem Schreiben gibt er zu bedenken, „daß ein gemeinsames Hirtenschreiben in

dieser Stunde unserem Volk die Dankesschuld gegen das Haus Wittelsbach und König Ludwig

III. in offener Sprache ohne Entschuldigung bei der neuen Regierung kundgeben [...] müßte.  [...]

Der gestrige Thronverzicht war ein unverantwortlicher Mißgriff der alten Regierung.“    Ohne dies

klar zu äußern, fordert der Münchner Bischof seinen Klerus zum Inneren Widerstand gegen die

neue Staatsform auf. Und als ihm immer klarer wird, dass er mit seinen Überzeugungen nicht die

allgemeine Meinung vertritt, verlegt er sich zum offenen Kampf mit der Regierung des Freistaats

Bayern, ohne seine eigenen ultrakonservativen Anschauungen infrage zu stellen. 

20. November 1918 – Alles über die Revolution sammeln
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München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Staatszeitung appelliert in einem Aufruf an alle

Bürger, alles über die Revolution zu sammeln und in einem extra für diesen Zweck hergerichteten

Zimmer des Landtagsgebäudes für kommende Generationen aufzubewahren. 

7. Dezember 1918 – Die USPD solidarisiert sich mit Spatakus

Berlin * Die undurchsichtigen Vorgänge und das Blutbad vom 6. Dezember steigert das

Misstrauen der USPD gegenüber den Mehrheitssozialdemokraten. Die Freiheit, das Berliner

Parteiorgan der USPD, solidarisiert sich mit dem Streikaufruf von Spartakus mit folgenden Zeilen:

   „Wir verstehen die Empörung und teilen die Gefühle unserer Genossen. Wir begrüßen ihre

Initiative. Der Streik soll ein Protest sein gegen das ruchlose Vorgehen in der Chausseestraße,

gegen gegenrevolutionäre Umtriebe und eine Sympathiebezeigung für die armen Opfer!“ 

7. Dezember 1918 – Ein sozialistischer Aufruf im Bayerischen Kurier

München * Die Leser der stark konservativen Zeitung Bayerischer Kurier, die zugleich das Organ

der Bayerischen Volkspartei - BVP darstellt, müssen lesen:    „Brüder!   Die Soldaten und Arbeiter

Münchens haben heute nacht die Zeitungen besetzt. Sie haben der schändlichen Hetzpresse, die

das Volk durch 51 Monate belogen und betrogen hat und eine ungeheuere Blutschuld an diesem

Völkermord trägt, ihr Gift genommen.     Die Übernahme der Zeitungen geschah in größter Ruhe

und Ordnung, und sie erscheinen von nun ab unter unserer Leitung. […] Es lebe die

internationale sozialistische Weltrepublik!     Die revolutionären Internationalisten Bayerns“. 

27. Dezember 1918 – Erhard Auer und Johannes Timm wollen eine Bürgerwehr gründen

München * In einem Aufruf fordern Innenminister Erhard Auer [MSPD] und Justizminister

Johannes Timm [MSPD] zusammen mit dem Landtags-Bibliothekar Rudolf Buttmann und dem

Verleger Julius Lehmann sowie weiteren 21 namhaften, rechtsstehenden Bürgerlichen die

Schaffung einer „freiwilligen Bürgerwehr“ als Organ der „ordnungsliebenden Kreise“. 

28. Dezember 1918 – Erste Bewerber für die Bürgerwehr

München * An allen Anschlagtafeln Münchens findet sich ein Aufruf zur Schaffung einer

Bürgerwehr, die die bestehende Staatsform „gegen jeden Angriff verteidigen“ will. Die Botschaft
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spricht sich schnell herum. Noch am selben Tag melden sich die ersten Bewerber im vorsorglich

schon eingerichteten Büro der Bürgerwehr an der Salvatorstraße. Die Münchner Kasernenräte

lehnen eine Bürgerwehr umgehend ab. 

30. Dezember 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner lehnt die Bürgerwehr ab

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner lehnt im Provisorischen Nationalrat die

Bildung einer Bürgerwehr ab. Er drückt sein Bedauern darüber aus, dass Innenminister Erhard

Auer [MSPD] und Justizminister Johannes Timm [MSPD] als Regierungsmitglieder „unter irrigen

Voraussetzungen“ einen Aufruf zur Gründung einer solchen Einrichtung unterzeichnet haben.   

Nachdem Innenminister Erhard Auer von Ernst Toller mit Vorwürfen zur Gründung

einer Bürgerwehr konfrontiert wird, erklärt dieser, dass er weder über die Ziele noch über die

Truppenstärke informiert war und nur die ordnungsgemäße Durchführung der Wahl sicherstellen

wollte. Unter den gegebenen Umständen ziehen er und Minister Johannes Timm ihre

Unterschriften unter dem Aufruf zurück.    Auer bietet seinen Rücktritt vom Ministeramt an. Das

lehnt Ministerpräsident Kurt Eisner ab. Einen Erhard Auer außerhalb der Regierung erscheint ihm

noch gefährlicher als einen Minister Auer. 

5. Januar 1919 – Vom Nordturm der Frauenkirche flattern anti-bolschewistische Flugblätter

München-Kreuzviertel * Vom nördlichen Turm der Frauenkirche flattern angeblich Flugblätter der

Bayerischen Volkspartei - BVP, die einen Aufruf gegen den Bolschewismus enthalten.     

Daraufhin stürmen etwa fünfzig Personen in die Frauenkirche, beschimpfen die Kirchgänger,

stören den sonntäglichen Gottesdienst und randalieren in der Sakristei. Eine Durchsuchung der

Türme bringt jedoch kein Ergebnis. 

7. Januar 1919 – Der Januaraufstand zeigt seine Macht

Berlin * Dem Aufruf des Revolutionsausschusses folgen etwa 500.000 Menschen. Die

Menschenmenge zieht in die Innenstadt und versammelt sich auf einem der Berliner Plätze. 

7. Januar 1919 – Gustav Noske erhält den Oberbefehl über die Truppen in und um Berlin

Berlin * Der Volksbeauftragte für Heer und Marine, Gustav Noske [MSPD], erhält von
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Reichskanzler Friedrich Ebert den Oberbefehl über die Truppen in und um Berlin.       Es ergehen

Aufrufe zur Aufstellung weiterer Freikorps in Berlin.   Außerdem befiehlt Noske die telefonische

Überwachung aller Mitglieder des Revolutionsausschusses, um sie später festzunehmen. Dazu

werden 50 ausgesuchte Offiziere in allen Berliner Postämtern eingesetzt. 

9. Januar 1919 – Der Revolutionsausschuss ruft zum Kampf gegen die Judasse auf

Berlin * Die Revolutionären Obleute, der Zentralvorstand der Berliner USPD und der KPD rufen in

einem gemeinsamen Aufruf den Kampf auf gegen „die Judasse in der Regierung. […] Sie

gehören ins Zuchthaus, aufs Schafott. […] Gebraucht die Waffen gegen eure Todfeinde.“ 

27. Januar 1919 – Anton Graf Arco will gegen Kurt Eisner plakatieren

München * Anton Graf Arco auf Valley, der spätere Eisner-Mörder, will mit einem Aufruf die

Bevölkerung aufrütteln: „Wer ist Bayerns Vertreter im Reich? Wer greift dem Willen des

Bayernvolkes, der durch den Landtag vertreten wird, durch Staatsgrundgesetz? [sic!] Wer macht

unser so geachtetes Volk durch kinderhafte politische Manöver im Deutschen Reich und im

Ausland lächerlich? Kurt Eisner Ministerpräsident.“  Die Plakatierung des etwas verworrenen

Pamphlets wird vom Polizeipräsidenten Josef Staimer verboten. 

13. Februar 1919 – Die Räte fordern den Rücktritt Albert Roßhaupters

München-Ludwigsvorstadt * Ein Teil der Teilnehmer des Kongresses der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte&nbsp;sehen in dem Aufruf des Ministers für militärische Angelegenheiten, Albert

Roßhaupter, die wehrfähigen Männer zum Eintritt in den „Volksheimatschutz“ zu bewegen, die

Absicht, eine „Weiße Garde“ zu gründen. Sie fordern den Rücktritt des

SPD-Staatsministers.&nbsp;

15. Februar 1919 – Die Ministerkrise wird für beendet erklärt

München-Ludwigsvorstadt * Die Ministerkrise, die Albert Roßhaupter durch seinen Aufruf an die

wehrfähigen Männer zum Eintritt in den „Volksheimatschutz“ ausgelöst hat, ist beendet.

Ministerpräsident&nbsp;Kurt Eisner gibt gegenüber dem Kongress der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte&nbsp;eine entsprechende Erklärung ab.&nbsp;
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15. Februar 1919 – Zeitungs-Aufrufe zur Bildung einer Freiwilligen Volkswehr

München * In den Tageszeitungen erscheinen Aufrufe zur Bildung einer „Freiwilligen Volkswehr“  

    gegen das „Gespenst der Anarchie“ und   das „Elend des Bolschewismus“. &nbsp;     

Unterzeichnet sind diese Aufrufe von Kasernenräten&nbsp;und Kommandeuren einzelner

Truppenteile.&nbsp;

21. Februar 1919 – Beschäftigte legen die Arbeit nieder und nehmen an Versammlungen teil

München * Infolge verschiedener Aufrufe zum Generalstreik legen viele Beschäftigte die Arbeit

nieder und nehmen überall in der Stadt an Versammlungen teil, bei denen Vergeltung für den

Mord an Kurt Eisner gefordert wird.

21. Februar 1919 – Die Kommunisten verlangen die sofortige Ausrufung der Räterepublik

München * Es ist ein ähnliches Machtvakuum entstanden wie am 7. November 1918. Alleine die

Räte verfügen noch über ein gewisses Maß an Handlungsfähigkeit. Niemand ist mehr an der

Übernahme der Regierung durch die Sozialdemokraten interessiert.    Die Kommunisten um Max

Levien verlangen die sofortige Ausrufung der Räterepublik. Verhandlungen mit den

Mehrheitssozialisten lehnen sie als Verrat ab. Die Kommunisten sind aber prinzipiell zur

Zusammenarbeit mit der USPD bereit. Auch gegen Kurt Eisner haben sie plötzlich nichts mehr

einzuwenden und loben - jetzt, wo es freilich zu spät ist - in einem Aufruf an das bayerische

Proletariat sein ehrliches und edles Streben, das „Ideal des Sozialismus“ zu verwirklichen.   

Ausgerechnet die radikale Linke, die zu seinen Lebzeiten scharf gegen Eisner Stimmung

gemacht hat, nimmt jetzt für sich in Anspruch, sein Vermächtnis verwirklichen zu wollen. 

1. März 1919 – Flugblätter flattern über München vom Himmel

München * Flugzeuge werfen über München Flugblätter ab. Die von Ernst Schneppenhorst und

Hermann Ewinger für das Kommando des III. Armeekorps unterzeichneten Aufrufe fordern im

Namen der Arbeiter und Soldaten von Amberg, Bayreuth, Sulzbach, Regensburg, Straubing,

Erlangen, Ingolstadt, Grafenwöhr, Nürnberg und Fürth auf, sich gegen eine Diktatur der

Kommunisten und Dr. Max Levien zu wenden. 

3. März 1919 – Die Kasernenräte kritisieren die Ausgabe der Waffen an die Arbeiter
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München * Die Kasernenräte kritisieren in einem öffentlichen Aufruf die Ausgabe der Waffen an

freigewerkschaftlich organisierte und sozialistischen Parteien angehörenden Arbeitern, weil dabei

Spartakisten bevorzugt worden sein sollen. 

3. März 1919 – Eine militante Rhetorik

Berlin * Anders als die Streikführer der USPD und der SPD, die die Arbeiter zum friedlichen und

gewaltfreien Protest aufriefen, sind die Aufrufe der KPD und des Parteiorgans Rote Fahne von

militanter Rhetorik geprägt. Die Rote Fahne ist davon überzeugt, dass Blut vergossen werden

muss.    „Auf zum Kampfe! Auf zum Generalstreik! Nieder mit Ebert-Scheidemann-Noske, den

Mördern, den Verrätern! Nieder mit der Nationalversammlung! Alle Macht den Arbeiterräten!“ 

6. April 1919 – Der Zentralrat entscheidet für die Ausrufung der Räterepublik Baiern

München-Maxvorstadt * In der Nacht vom 6. zum 7. April sprechen sich im ehemaligen

Schlafzimmer der Königin im Wittelsbacher Palais neben der SPD auch die USPD, die Mitglieder

des Zentralrats und der Revolutionäre Arbeiterrat für eine Räterepublik Baiern aus, obwohl die

KPD dieses Vorhaben ablehnt. Man glaubt dennoch, dass die Bevölkerung und die Armee

geschlossen hinter diesem Systemwechsel steht.    Ernst Niekisch führt den Vorsitz der

Zusammenkunft. Er geht irrtümlich davon aus, dass zu diesem Zeitpunkt keine rechtmäßige

bayerische Regierung mehr existiert, da ihm mit Ausnahme von Hoffmann und Endres die

Rücktrittserklärungen sämtlicher Minister vorliegen.    Die Angaben über die Zahl der

Anwesenden schwankt zwischen 70 und 150. Gustav Landauer stellt den Antrag, dass die

Tagung zur konstituierenden Versammlung erklärt wird. Er hat einen Aufruf „An das Volk in

Baiern“ vorbereitet, der die Gründung der Räterepublik ankündigt. Der Entwurf wird nach kurzer

Beratung von den Anwesenden akzeptiert. Damit kann er am nächsten Morgen in den Zeitungen

erscheinen.&nbsp;

6. April 1919 – Ein Aufruf „An das Volk in Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik

München * „Der revolutionäre Zentralrat Baierns“ veröffentlicht einen Aufruf „An das Volk in

Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik. Darin heißt es:&nbsp;       „Die Entscheidung ist gefallen.

Baiern ist Räterepublik. Das werktätige Volk ist Herr seines Geschickes. Die revolutionäre

Arbeiterschaft und Bauernschaft Baierns, darunter auch alle unsere Brüder, die Soldaten sind,

durch keine Parteigegensätze mehr getrennt, sind sich einig, dass von an jegliche Ausbeutung
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und Unterdrückung ein Ende haben muss. Die Diktatur des Proletariats, die nun zur Tatsache

geworden ist, bezweckt die Verwirklichung eines wahrhaft sozialistischen Gemeinwesens, in dem

jeder arbeitende Mensch sich am öffentlichen Leben beteiligen soll, einer gerechten

sozialistisch-kommunistischen Wirtschaft.    Der Landtag, das unfruchtbare Gebilde des

überwundenen bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters, ist aufgelöst, das von ihm eingesetzte

Ministerium zurückgetreten. Von den Räten des arbeitenden Volkes bestellte, dem Volk

verantwortliche Vertrauensmänner erhalten als Volksbeauftragte für bestimmte Arbeitsgebiete

außerordentliche Vollmachten. Ihre Gehilfen werden bewährte Männer aus allen Richtungen des

revolutionären Sozialismus und Kommunismus sein; die zahlreichen tüchtigen Kräfte des

Beamtentums, zumal der unteren und mittleren Beamten, werden zur tatkräftigen Mitarbeit im

neuen Baiern aufgefordert. Das System der Bürokratie aber wird unverzüglich ausgetilgt.    Die

Presse wird sozialisiert.    Zum Schutz der baierische Räterepublik gegen reaktionäre Versuche

von außen und von innen wird sofort eine rote Armee gebildet. Ein Revolutionsgericht wird jeden

Anschlag gegen die Räterepublik sofort rücksichtslos ahnden. &nbsp;Die Baierische Räterepublik

folgt dem Beispiel der russischen und ungarischen Völker. Sie nimmt sofort die brüderliche

Verbindung mit diesen Völkern auf. Dagegen lehnt sie jedes Zusammenarbeiten mit der

verächtlichen Regierung Ebert, Scheidemann, Noske, Erzberger ab, weil diese unter der Flagge

einer sozialistischen Republik das imperialistisch-kapitalistisch-militaristische Geschäft des in

Schmach zusammengebrochenen deutschen Kaiserreichs fortsetzt.    Sie ruft alle deutschen

Brudervölker auf, den gleichen Weg zu gehen. Allen Proletariern, wo immer sie für Freiheit und

Gerechtigkeit, wo immer sie für den revolutionären Sozialismus kämpfen, in Württemberg und im

Ruhrgebiet, in der ganzen Welt, entbietet die Baierische Räterepublik ihre Grüße.    Zum Zeichen

der freudigen Hoffnung auf eine glückliche Zukunft für die ganze Menschheit wird hiermit der 7.

April zum Nationalfeiertag erklärt. Zum Zeichen des beginnenden Abschied vom fragwürdigen

Zeitalter des Kapitalismus ruht am Montag, den 7. April1919, in ganz Baiern dieArbeit, soweit sie

nicht für das Leben des werktätigen Volkes notwendig ist, worüber gleichzeitig nähere

Bestimmungen ergehen.       Es lebe das freie Baiern! Es lebe die Räterepublik! Es lebe die

Weltrevolution!“&nbsp;

9. April 1919 – Erich Mühsam übernimmt kein Amt für die Räterepublik

München * Erich Mühsam teilt in einem öffentlichen Aufruf mit, dass er so lange kein öffentliches

Amt für die Räterepublik übernehmen wird, bis die Einigung der Arbeiterschaft, symbolisiert durch

die Mitarbeit der Kommunisten, Wirklichkeit geworden ist.&nbsp;

9. April 1919 – Ein Aufruf des Revolutionären Zentralrats an alle Proletarier
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München * In einem Aufruf des Revolutionären Zentralrats „An alle Proletarier“ ist ein

Rätekongress vorgesehen, der nach Neuwahlen der Arbeiterräte entstehen soll.&nbsp;Weder zur

Wahl noch zum Zusammentreffen eines Rätekongresses wird es je kommen.&nbsp;

12. April 1919 – Die BVP wehrt sich gegen land- und rassefremde Elemente

München * In einem von der Bayerischen Volkspartei - BVP veröffentlichten Aufruf lehnt sie „jede

Vergewaltigung des Volksganzen durch eine terroristische, von land- und rassefremden

Elementen geführte Minderheit entschieden ab und verlangt, [dass] endlich die Verhetzung weiter

Kreise durch ausländische politisierende Juden ein Ende hat“.&nbsp;

13. April 1919 – Die Verstärkung der Thule-Gesellschaft bleibt aus

München * Die von der Thule-Gesellschaft angebotenen „mehrere hundert Mann“ Unterstützung

reduzieren sich auf insgesamt zehn Personen. So aber hat die Republikanische Schutztruppe

keine Chance gegen die anstürmenden Räterepublikaner, besonders als die KPD am Nachmittag

ihre Anhänger zum Widerstand aufruft.&nbsp;

17. April 1919 – Ein Aufruf „An die Bauernschaft des baierischen Landes“

München * In einem Aufruf „An die Bauernschaft des baierischen Landes“ heißt es:       „Es

besteht überall Ruhe und Ordnung und jedermann weiß,    dass die geschichtliche Entwicklung

mit Notwendigkeit zum Rätesystem führt,    dass diese Entwicklung nicht aufzuhalten ist,    dass

jeder Vernünftige sich ihr anpasst“. 

19. April 1919 – Ein Regierungs-Telegramm geht an alle Pfarrämter Bayerns

Bamberg * Ministerpräsident Johannes Hoffmann lässt in seinem Auftrag auf Staatskosten vom

Bischöflichen Generalvikariat Bamberg&nbsp;folgendes Telegramm an alle Pfarrämter Bayerns

übermitteln:    „Ein Haufen von Ausländern hat sich der Hauptstadt München bemächtigt, übt

daselbst eine Schreckensherrschaft aus und bedroht von dorther die Provinzen, namentlich die

Landbevölkerung, mit Raub und Brandstiftung.&nbsp;Die rechtmäßig bestehende Regierung hat

einen Aufruf zur Bildung von Freikorps ergehen lassen.Von seinem Erfolg hängt das Wohl und

Wehe des Vaterlandes ab.&nbsp;    Wir ersuchen die Geistlichkeit, durch Hausbesuche und auch
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von der Kanzel aus kräftigst dafür einzutreten, dass möglichst viele tüchtige

Gemeindeangehörige dem Rufe folgen.“

25. April 1919 – Aufruf zum Eintritt in die Freikorps und in die Volkswehr

München - Bamberg - Freistaat Bayern * In Flugblättern der Regierung Hoffmann wird zum Eintritt

in die Freikorps und in die Volkswehr aufgerufen. 

25. April 1919 – Die Rote Armee verstärkt ihre Anwerbeaufrufe

München * Die Rote Armee verstärkt ihre Anwerbeaufrufe und begründet das mit dem

Heranrücken der Regierungstruppen.

29. April 1919 – Öffentliche Aufrufe zum Eintritt in das Freikorps Werdenfels

Garmisch * In Garmisch und Umgebung werden Aufrufe zum Eintritt in das Freikorps

Werdenfels öffentlich angeschlagen und in den Zeitungen veröffentlicht.

1. Mai 1919 – Die Betriebs- und Soldatenräte fordern zur waffenlosen Demonstration auf

München * In einem anderen Pakataufruf der Betriebs- und Soldatenräte Münchens wird

aufgefordert „waffenlos“ auf einer Maikundgebung auf der Theresienwiese zu demonstrieren. Die

Räte „protestieren mit Entrüstung gegen die fluchwürdigen Verbrechen jener Elemente, welche

durch ihr Handeln die heilige Sache des Proletariats im Kampf für die Menschlichkeit verraten

haben“. Sie fordern auf:    „Soldaten! Laßt Eure Waffen in den Kasernen!  Arbeiter! Laßt Eure

Waffen in den Betrieben!  Kommt mit den Frauen und Kindern heraus auf alle großen Plätze und

Wiesen!  Ungebeugt wird das Proletariat an diesem Tage seine Räte und den Geist seiner

Räterepublik hochhalten.  Es lebe der Rätegedanke!“ 

4. Mai 1919 – Kolbermoor ergibt sich widerstandslos

Kolbermoor * Widerstandslos ergibt sich das rote Kolbermoor den Weißen Truppen. In der

Gemeinde hängen Plakate, die zur kampflosen Übergabe aufrufen. Waffen und Munition stehen
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zur Ablieferung bereit. 

7. Mai 1919 – Ultimativer Aufruf zur Abgabe der Waffen

München * Stadtkommandant Adolf Herrgott (der heißt tatsächlich so) fordert in einem mit „Letzte

Warnung“ überschriebenen Aufruf zur endgültigen Ablieferung aller Waffen bis spätestens 8. Mai

1919, 18 Uhr, auf. Anderenfalls droht die Bestrafung nach dem Kriegszustandsgesetz. 

8. Mai 1919 – Protest gegen die Versailler Friedensbedingungen

Weimar - Deutsches Reich * Nachdem in Deutschland zu den Versailler Friedensbedingungen

ein Sturm der Entrüstung ausgelöst wurde, veröffentlichen der Reichspräsident Friedrich Ebert

und die Reichsregierung einen „Aufruf an das deutsche Volk“.    Darin spricht man von einem

„Friedensvorschlag der Vergewaltigung“. Dem deutschen Volk wird „Gewalt ohne Maß und

Grenzen“ angetan. Aus einem solchen „aufgezwungenen Frieden müsste neuer Hass zwischen

den Völkern und im Verlauf der Geschichte neues Morden erwachsen“. 

15. Mai 1933 – Die Reaktion auf Oskar Maria Grafs Nachverbrennungs-Aufruf

München * Die Münchner Neuesten Nachrichten antworten auf Oskar Maria Grafs

Nachverbrennungs-Aufruf derart:      „Wir haben bisher die Bücher von Oskar Maria Graf [...] für

viel zu unbedeutend gehalten. [...]  Aber wenn der Herr Dichter durchaus will, nun wir sind gar

nicht so. [...]  Also hinein mit ihm ins Feuer!“ 

15. Mai 1933 – Den Nationalsozialisten sind die Kaufhäuser ein Dorn im Auge

Berlin * Den Nationalsozialisten sind die Kaufhäuser als „Prototypen wurzellosen kapitalistischen

Gewinnstrebens“ ein Dorn im Auge. Adolf Hitler erlässt eine „Errichtungs- und Erweiterungssperre

für Warenhäuser“. Die Gewerbekapitalsteuer für solche Unternehmen verdoppelt sich in dieser

Zeit.  Vor den Kaufhäusern verteilen Nazis Flugblätter mit Boykottaufrufen. Sprechchöre

verkünden: „Wer im Warenhaus kauft, ist ein Lump!“ Selbst die Kaufhaus-Verkäuferinnen sind

von den brauen Machthabern nicht gerne gesehen, weil die materielle Abhängigkeit von

männlichen Vorgesetzten und der stete Kontakt mit einem anonymen Publikum ihre Tugend

überfordern könnte. Außerdem verlockt die Atmosphäre der Kaufhäuser zu „Vergnügungs- und
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Putzsucht“.    Vor allem aber fürchtet die NSDAP, dass sich durch diesen neuen Frauenberuf die

„selbstbewusste, unabhängige, arbeitende Frau“ emanzipieren und „Mutterschaft und Haushalt“

nicht mehr als das erstrebenswerte Ziel ansehen könnte. 

9. November 1938 – Propagandaminister Goebbels hält eine antisemitische Hassrede

München-Graggenau * Nach Bekanntwerden des Todes von Ernst vom Rath hält

Reichspropagandaminister Joseph Goebbels umgehend eine antisemitische Hasstirade in der er

zur Rache und zur Vergeltung am Weltjudentum aufruft.    Die Nationalsozialisten sind bestens

vorbereitet, denn noch kurz vor Mitternacht ergeht ein Fernschreiben an alle deutschen

Polizeistellen. Darin heißt es:       „Es werden in kürzester Frist in ganz Deutschland Aktionen

gegen Juden, insbesondere gegen deren Synagogen stattfinden.   Sofern sich in Synagogen

wichtiges Archivmaterial befindet, ist dieses durch eine sofortige Maßnahme sicherzustellen.   Es

ist vorzubereiten die Festnahme von etwa 20.000 bis 30.000 Juden im Reiche. Es sind

auszuwählen vor allem vermögende Juden.“      Der SS-Gruppenführer und Chef der

Sicherheitspolizei, Reinhard Heydrich, präzisiert die Befehle in einem weiteren Fernschreiben.      

Dort ist zu lesen, dass die Polizei und die Dienststellen der NSDAP gemeinsam die

Demonstrationen leiten sollen.   Und: „Es dürfen nur solche Maßnahmen getroffen werden, die

eine Gefährdung deutschen Lebens oder Eigentums nicht mit sich bringen. Zum Beispiel

Synagogenbrände nur, wenn keine Brandgefahr für die Umgebung ist“.      Durch ein im Jahr

1937 angefertigtes Verzeichnis der Münchner jüdischen Gewerbebetriebe wissen die

NS-Parteiorgane und Schlägertrupps genau wo sie zuschlagen und so die „verbrecherische Tat

des jüdischen Mordbuben“ rächen müssen.

10. November 1938 – Propagandaminister Joseph Goebbels erlässt einen „Aufruf an Alle!“

Berlin * Propagandaminister Joseph Goebbels erlässt einen „Aufruf an Alle!“. Er lautet:       „Die

berechtigte und verständliche Empörung des deutschen Volkes über den feigen jüdischen

Meuchelmord an einem deutschen Diplomaten in Paris hat sich in der vergangenen Nacht in

umfangreichem Maße Luft verschafft.    In zahlreichen Städten und Orten wurden

Vergeltungsaktionen gegen jüdische Gebäude und Geschäfte vorgenommen.    Es ergeht

nunmehr an die gesamte Bevölkerung die strenge Aufforderung, von allen weiteren

Demonstrationen und Aktionen gegen das Judentum, gleichgültig welcher Art, sofort abzusehen.  

 Die endgültige Antwort auf das jüdische Attentat in Paris wird auf dem Wege der Gesetzgebung

beziehungsweise der Verordnung dem Judentum erteilt werden.“
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2. September 1939 – Die evangelische Kirche steht hinter Hitlers Krieg mit Polen

München * Mit einem Aufruf des Geistlichen Verwaltungsrates stellt sich die evangelische Kirche

hinter Hitler und seinen Krieg mit Polen. 

August 1941 – Flugblätter und Klebezettel mit Aufrufen zum Widerstand

München * Das Reichssicherheitshauptamt stellt fest, dass in München und Umgebung verstärkt

Flugblätter und Klebezettel mit Aufrufen zum Widerstand gegen das NS-Regime in Umlauf sind.

Darin tauchen Angriffe wie „Bluthund Hitler verrecke!“ oder „Vernichtet den Faschismus!“ auf. 

15. Februar 1943 – Das sechste Flugblatt der Widerstandsgruppe „Weiße Rose“

München * Das sechste Flugblatt der Widerstandsgruppe „Weiße Rose“ wird fertiggestellt und

versandt. Es beinhaltet den Aufruf zum „Sturz des NS-Regimes“ und fordert die Errichtung eines

„neuen geistigen Europas“.    Das Flugblatt wird später in England nachgedruckt und von

britischen Flugzeugen über Deutschland abgeworfen. Außerdem wird der Inhalt durch den

Sender British Broadcast Corporation - BBC&nbsp;verbreitet.

11. April 1946 – Aufruf zur freiwilligen Räumhilfe

München * Die Stadt München ruft die Bewohner zur freiwilligen Räumhilfe auf.&nbsp;4.943

Personen melden sich.&nbsp;Doch den Großteil der Räumarbeiten erledigen beauftragte sowie

bezahlte Profis und&nbsp;keine Freiwilligen, auch&nbsp;keine „Trümmerfrauen“.&nbsp;

1958 – Spenden für den Wiederaufbau des Künstlerhauses

München-Kreuzviertel * Einen wichtigen Beitrag zum Wiederaufbau leistet 1958 eine

Spendenaktion im Rahmen der 800-Jahr-Feier der Stadt München. Mit einem eindrucksvollen

Aufruf wirbt der Künstlerhaus-Verein um Unterstützung der Münchner Bevölkerung - mit Erfolg. 

12. Oktober 1984 – Der Kreisjugendring gegen Alkoholmissbrauch
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München-Theresienwiese * Der Kreisjugendring startet in der tz einen Aufruf. In diesem heißt

es: „Wir suchen Beweise! Fotos, Berichte, Statistiken - alles, was beweist, dass das Oktoberfest

für viele weniger Gaudi und mehr Alkohol ist. Jugendliche sind Hauptopfer dieser

Alkohol-Alleinherrschaft!“

30. Mai 2011 – Das neue Kurt-Eisner-Denkmal wird eingeweiht

München-Angerviertel * Auf einem kaum frequentierten Platz am Oberanger, vor der Münchner

SPD-Zentrale, wird von der Stadt das von Rotraut Fischer gestaltete neue Denkmal für den

ersten demokratischen Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern, Kurt Eisner, eingeweiht.  Es ist

ein Glaskasten mit der Aufschrift „Jedes Menschenleben soll heilig sein“. Das Zitat stammt aus

Kurt Eisners Aufruf „An die Bevölkerung Münchens“ vom 8. November 1918, der in den

Münchner Neuesten Nachrichten veröffentlicht worden war. 
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